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Stadt Rödermark Drucksache Nr.: DS/178/25 
Antrag vom 26.05.2025 Einreicher/in: Hr. Gensert 
öffentlich 
 
 
Änderung der Hebesatzsatzung 

Antragstellung: Fraktionen CDU und AL/Grüne 
 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Datum Ö/N 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark 
(Entscheidung) 20.05.2025 Ö 

Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
(Vorberatung) 05.06.2025 Ö 

Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark 
(Entscheidung) 17.06.2025 Ö 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Magistrat wird beauftragt, Vorschläge zu entwickeln, die geeignet sind, die vorgesehene 
Anhebung des Hebesatzes für die Grundsteuer zu reduzieren. 
 
Der Magistrat wird beauftragt, für die nächste Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
unter Berücksichtigung dieser Vorschläge eine Satzung zur Änderung des Hebesatzes der 
Grundsteuer vorzulegen. 
 
Die Beschlussfassung über die Änderung der Hebesatzsatzsatzung findet in der nächsten 
Stadtverordnetenversammlung statt. 
 
Zur Vorbereitung der Entscheidung und zur Mitwirkung der Gremien wird der Magistrat 
beauftragt, folgende Maßnahmen durchzuführen: 
 

1. Der Magistrat wird aufgefordert, alle Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung 
aufzulisten, die den Magistrat zu Leistungen verpflichten. Die Auflistung soll sich nur 
auf freiwillige Leistungen erstrecken. Der Magistrat möge auch auflisten, für welche 
Produkte im Haushaltsplan keine gesetzliche Verpflichtung besteht. 

2. Der Magistrat wird beauftragt, Vorschläge zur Reduzierung von 
Personalaufwendungen zu entwickeln, um Einsparungen in Höhe von 1 Mio. EUR zu 
erzielen. 

3. Es ist eine Liquiditätsberechnung für dieses Jahr durchzuführen. Es soll festgestellt 
werden, welches Minimum an zusätzlicher Liquidität notwendig ist. Insbesondere zur 
Sicherung der Liquidität ist eine Ausgabenminderung vorzusehen. 

4. Es ist zu prüfen, inwieweit der Eigenbetrieb einen Beitrag zur Verbesserung des 
städtischen Haushaltes leisten kann. 

5. Falls es erforderlich ist, Beschlussfassungen über die Durchführung von Leistungen 
zu ändern, sind diese der Stadtverordnetenversammlung vorzuschlagen.  

6. Gemäß § 96 HGO ist der Magistrat aufgrund des Haushaltes nicht verpflichtet, 
Ausgaben zu tätigen. Falls der Magistrat sich durch eine politische Programmfunktion 
des Beschlusses über die Haushaltssatzung daran gehindert sieht, Ausgaben zu 
reduzieren, kann die Stadtverordnetenversammlung diese politische 
Programmfunktion aufheben und dies gegebenenfalls auch veranlassen. 

7. Ziel ist es, den Fehlbetrag im Haushalt unter die Erheblichkeitsschwelle des § 98 
HGO zu führen. 
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Begründung: 
 
 
 
 
Anlage/n: 
Keine 
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